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1. Rechtsschutz

Nach wie vor regelt das Vergaberecht den Rechtsschutz 
lediglich unter dem Aspekt des Rechts der Marktgegenseite 
der öffentlichen Auftraggeberinnen, potenziell vergabe­
rechtswidrige Entscheide betreffend ein Vergabeverfahren 
mit Verwaltungsgerichtsbeschwerde gerichtlicher Über­
prüfung zuzuführen (dazu kommt- nach wie vor- die Regu­
lierung des öffentlich-rechtlichen Schadenersatzanspruchs, 
der sich aus dieser Überprüfung ergeben kann). Im entspre­
chenden Beschwerdeverfahren geht es um die Frage der 
Einhaltung der vergaberechtlichen Vorschriften. Der Schutz 
privater Rechte (sei es aus Vertrag, aus culpa in contrahendo 
oder aus Gesetz), die im Zusammenhang mit öffentlichen 
Beschaffungen bedroht oder verletzt werden, wird auch1 

nach der Totalrevision nicht in den Vergaberechtserlassen 
geregelt und bildet daher auch nicht den Gegenstand verga­
berechtlicher Beschwerdeverfahren. 

Der Rechtsschutz oder seine Wirksamkeit gehören nicht 
zu den ausdrücklich in Art. 2 genannten Gesetzeszwecken. 
Das ist insofern zu beklagen, als der Vergaberechtsschutz 
entgegen verbreiteter Annahme nicht primär den Anbieter­
interessen zu dienen bezweckt, sondern dem öffentlichen In­
teresse an einer effektiven Durchsetzung der Regeln und 
Prinzipien des Vergaberechts, welches die Anbieterinnen im 
Beschwerdeverfahren nebst ihren Eigeninteressen notge­
drungen mitvertreten.2 Ohne effektiven Rechtsschutz (der 
erfahrungsgemäss in der Breite einen Präventiveffekt er­
zeugt) ist bzw. wäre es, wenn vielleicht nicht unmöglich, so 
doch ungleich viel schwieriger, die in der Präambel des GPA 
2012 genannten Ziele, namentlich die Korruptionsbekämp­
fung, die Vermeidung von Interessenkonflikten sowie die 
Integrität und Vorhersehbarkeit des öffentlichen Beschaf­
fungswesens, zu erreichen. Zudem kann nicht gesagt wer­
den, für das GPA 2012 sei die Wirksamkeit des Rechtsschut­
zes kein wichtiges Thema (Art. XVIII:1 GPA 2012). 

A Übersicht 

Die Bestimmungen betreffend das Beschwerdeverfahren 
(und den Schadenersatz) finden sich im 8. Kapitel von BöB 

1 Vgl. BVGer B-6588/2018, Zwischenentscheid vom 4.2.2019, E. 7. 
2 Vgl. M. BEYELER, Öffentliche Beschaffung, Vergaberecht und Schaden­

ersatz, Diss. Freiburg, Zürich 2004, Rz. 396 ff. 

2019 und IVöB 2019. Zu beachten ist jedoch auch der für die 
Bestimmung der Art des Rechtsschutzes durchaus entschei­
dende Art. 42 betreffend den Zeitpunkt nach dem Zuschlag, 
ab dem der Vertrag abgeschlossen werden darf. Ferner wird 
auch Art. 45 Abs. 1 den Rechtsschutz beeinflussen, weil 
diese Bestimmung (u.a.) die Sanktionierung von Subunter­
nehmerinnen vorsieht, womit diesen ( erstmals im schweize­
rischen Vergaberecht) die Befugnis zur Beschwerdeführung 
(in dieser Hinsicht) zuzugestehen ist (vgl. Art. 53 Abs. 1 lit. i 
und Art. 56 Abs. 5 a contrario ). 

Soweit BöB 2019 und IVöB 2019 nichts anderes vor­
sehen, unterliegt der Vergaberechtsschutz gemäss Art. 55 im 
Übrigen dem VwVG (Bund) oder dem jeweils anwendbaren 
kantonalen Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege. 

Neuerungen sind insbesondere in Bezug auf den Anwen­
dungsbereich des Rechtsschutzsystems, den Rechtsweg, die 
Begründung der Verfügungen, bestimmte Eintretensvoraus­
setzungen und den Schadenersatz zu vermelden. 

B Anwendungsbereich 

Bis anhin stand das Vergaberechtsschutzsystem für Entschei­
de von Vergabestellen der Bundesebene ausschliesslich bei 
jenen Beschaffungen zur Verfiigung, die den Staatsverträgen 
unterstellt sind (vgl. Art. 2 Abs. 3 BöB 1994 und Art. 39 VöB 
1995). In den übrigen Fällen konnten Anbieterinnen sich nur 
per Aufsichtsbeschwerde oder allenfalls zivilrechtlich zur 
Wehr setzen. 

Künftig wird auf der Bundesebene die Beschwerde nicht 
nur im Anwendungsbereich der Staatsverträge, sondern 
darüber hinaus auch dann offenstehen, wenn es um Lieferun­
gen und Dienstleistungen oberhalb des Schwellenwerts des 
Einladungsverfahrens oder um Bauarbeiten im Umfang von 
mehr als CHF 2 Mio.3 geht (Art. 52 Abs. 1 lit. a und lit. b 
i.Vm. Ziff. 2 Anhang 4 BöB 2019).4 Allerdings kann mit die­
ser Beschwerde ausserhalb des Staatsvertragsbereichs von

3 Für diesen Schwellenwert ist nicht der Wert des Bauwerks (i.S.v. Art. 16 
Abs. 4 BöB 2019) massgeblich, sondern jener des einzelnen Bauauftrags, 
selbst wenn dieser einem Bauwerk zugehört. Ist dieses von geringerem 
Umfang als der staatsvertragliche Schwellenwert, wendet sich Art. 16 
Abs. 4 BöB 2019 nicht an; der Einzelauftrag unterliegt aber dem Rechts­
schutz des Nichtstaatsvertragsbereichs (Art. 52 Abs. 2 BöB 2019). Ist es 
von grösserem Umfang, ist der Auftrag als innerhalb des Staatsvertrags­
bereichs stehend zu behandeln (und ist entsprechender Rechtsschutz zu 
gewähren), und dies auch dann, wenn er den Schwellenwert des offenen 
oder des selektiven Verfahrens (Art. 52 Abs. 1 lit. b BöB 2019) nicht er­
reicht, es sei denn, er könne im Rahmen der Bagatellklausel (Art. 16 
Abs. 4 S. 2 BöB 2019) vom Staatsvertragsbereich ausgenommen werden. 

4 Gänzlich ausgenommen vom Rechtsschutz bleiben allerdings nach wie 
vor die äussere und die innere Sicherheit sowie gewisse Bereiche der Ent­
wicklungshilfe (Art. 52 Abs. 5 BöB 2019). 
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